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Bettina Cramer-Frank 
Gleichberechtigung im internationalen 
Scheidungs- und Güterrecht 
Verfassungswidrigkeit der Art. 15 I, II 1. Halbs. und Art. 17 I EGBGB 
und die bevorstehende Reform des internationalen Privatrechts 

BGH - Art. 3 II; Art. 17 I EGBGB 
a) Art. 17 Abs.1 EGBGB verstößt gegen das Gleich­

berechtigungsgebort des Art. 3 Abs. 2 CC, soweit 
für das anzuwendende Recht in einer gemischt-natio­
nalen Ausländerehe an die Staatsangehörigkeit des 
Mannes angeknüpft wird. 

b) Scheidung und Scheidungsfolgen einer Ausliin­
derehe bestimmen sich nach dem Recht des Staates, 
dem die Ehegatten gemeinsam angehören oder dem 
sie wiihrend der Ehe zuletzt gemeinsam angehört ha­
ben und einer von ihnen weiterhin angehört. 

IVb-Zivilsenat. Urt. v. 8. Dezember 1982, IVb ZR 334/81 
FamRZ 83,255; NJW 83, 1259 

BGH - Art. 17 EG BGB 
In einer Ehe zwischen einem deutschen und ei­

nem ausliindischen Ehegatten ist das Scheidungsbe­
gehren jedes Ehegatten nach seinem Heimatrecht zu 
beurteilen. Die Scheidungsfolgen richten sich jedoch 
auch dann nach deutschem Recht, wenn nur der aus­
liindische Ehegatte die Scheidung beantragt hat. 
!Vb-Zivilsenat, Beseht. v. 8.6.1983 - !Vb ZB 620/80 -; 
NJW 83, 1970; lPRax 83,239. 

BVerfG Art. 1 Ill, 311, 100 I GG; EGBGB Art. 15 !, 
II Halbs. 1. 

1. Zu den Voraussetzungen, unter denen der Ge­
setzgeber eine vorkonstitutionelle Norm in seinen 
Willen aufgenommen hat, insbesondere zur Bedeu­
tung des Zeitablaufs. 

2. Die Kollisionsregelung in Art. 15 I und II Halbs. 
1 EGBGB, die für die Beurteilung des maßgeblichen 
Güterrechtsstatuts an die Staatsangehörigkeit des 
Mannes anknüpft, verstößt gegen Art. 3 II CC. 
BVerfG Beschl. v. 22.2.1983 - 1 BVl 17/81 (Ergangen auf 
Vorlagebeschl. des AG Kaufbeuren), FamRZ 83, 562; 
NJW 83, 1968 

Es ist soweit! Die obersten Gerichte haben sich 
endlich dazu durchgerungen, die in der Praxis wich­
tigen Kollisionsnormen zur Bestimmung des auf die 
Scheidung und auf die ehelichen Vermögensbezie­
hungen anwendbaren Rechts für verfassungwidrig zu 
erklären. Die Art. 15 I, II 1. Halbs. und 17 I EGBGB 
verstoßen gegen Art. 3 II GG, soweit für das anzu­
wendende Recht allein an die Staatsangehörigkeit 
des Mannes angeknüpft wird. 
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Art. 15 bestimmt: 
Das eheliche Güterrecht wird nach den deutschen Geset­

zen beurteilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheschließung 
ein Deutscher war. 

Erwirbt der Ehemann nach Eingehung der Ehe die Reichs­
angehörigkeit oder haben ausländische Ehegatten ihren 
Wohnsitz im Inland, so sind für das eheliche Güterrecht die 
Gesetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit der 
Eingehung der Ehe angehörte; ... 

Art. 17 I lautet: 

Für die Scheidung der Ehe sind die Gesetze des Staates 
maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der 
Klage angehört. 

Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit einer 
einseitigen Berücksichtigung der Staatsangehörigkeit 
des Ehemannes bestanden schon seit langem in 
Schrifttum und Rechtsprechungl, ohne sich bisher 
durchsetzen zu können. Der Bundesgerichtshof hat­
te es vermieden, die offensichtliche Verfassungwi­
drigkeic bestimmter Kollisionsnormen auszuspre­
chen.2 Noch in seinen jüngsten Entscheidungen zu 
Art. 15 EGBGB vertrat er die Ansicht, diese Vor­
schrift sei trotz verfassungsrechtlicher Bedenken aus 
Gründen des Vertrauensschutzes dann weiter anzu­
wenden, wenn die Parteien zur Zeit der Eheschlies­
sung von der Fortgeltung des überkommenen Rechts­
zustandes ausgehen mußten, weil die damals durch­
aus herrschende Meinung von der Annahme ausging, 
daß die Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit des 
Ehemannes nicht dem Gleichberechtigungsgesetz 
widerspräche) Ein Kurzschluß: Vertrauensschutz 
kann zwar die Folgen der Verfassungswidrigkeit ab­
mildern, aber nicht Verfassungsmäßigkeit herstellen. 
Andernfalls müßte jede Ansicht, die von der Recht­
mäßigkeit einer an sich verfassungswidrigen Regelung 
ausgehe, Vertrauensschutz genießen und damit Fort­
geltung beanspruchen können, nur weil diese Auffas­
sung zu einem bestimmten Zeitpunkt (hier der Ehe­
schließung) in Lehre und Rechtsprechung überwie­
gend vertreten wurde. Opfer eines so gewährten Ver­
trauensschutzes würden viele Ehefrauen, die sich an­
läßlich ihrer Hochzeit oder auch erst später verfas­
sungskonforme Gedanken über die auf ihren eheli­
chenGüterstand anwendbare Rechtsordnung gemacht 
haben. 

Der BGH ist auch bisher davon ausgegangen, daß 
Are. 17 EGBGB in seinem Inhalt durch den Gleich­
berechtigungsgrundsatz des Art. 3 II GG nicht be­
rührt worden sei.4 Hauptargument: Die Anknüpfung 
an das Mannesrecht stelle keine „echte" Bevorzugung 
des Mannes dar, da dessen Heimatrecht die Frau 
nicht notwendig benachteilige.5 

Erst unter der bevorstehenden Reform des Inter­
nationalen Privatrechcs6, die dem Verfassungsgebot 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau Rech­
nung tragen soll, hat der BGH die Gelegenheit ergrif­
fen, Art. 17 I EGBGB für verfassungswidrig zu erklä­
ren. Anstoß zur !PR-Reform gab die sogenannte 
,,Spanier-Entscheidung" des Bundesverfassungsge­
richts vom 4.5.1971, in der es heißt, daß die Vor-
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schriften des deutschen internationalen Privatrechts 
in vollem Umfang an den Grundrechten zu messen 
sind; der deutsche Gesetzgeber, der diese Kollisions­
vorschriften erläßt oder in seinen Willen aufnimmt, 
ist hier ebenso wie bei seiner sonstigen Gesetzgebung 
an die Grundrechte gebunden.? 

II 
Welcher Wandel. Der BGH führt nun in seinem 

Urteil vom 8.12.1982 aus: ,,Die Anknüpfung an das 
Heimatrecht des Mannes ist schon für sich allein ein 
Verstoß gegen das Gleichberechtigungsgebot. Sie 
mißt für die Frage des anzuwendenden Rechts der 
Staatsangehörigkeit des Mannes von. vornherein Vor­
rang vor der Staatsangehörigkeit der Frau bei. Diese 
kollisionsrechtliche Zurücksetzung der Frau, aus der 
damaligen patriarchalischen Auffassung der Ehe ent­
standen, reicht für die Annahme einer Verletzung 
des Art. 3 Abs. 2 GG bereits aus. Sie führt unabhän­
gig vom Inhalt des danach berufenen Sachrechts zu 
einer Benachteiligung der Frau insofern, als sie ihr die 
Rechtsordnung vorenthält, welche auf Personen ihrer 
Nationalität ausgerichtet und ihr typischerweise die 

• "8 vertrautere 1st, ... 
Trotz dieser Einsicht wandte der BGH 14 Tage 

später, wie schon im Mai zuvor, Art. 17 I i.V. mit Art. 
17 III EGBGB auf eine gemischt-nationale Ehe an, 
in der ein Ehegatte die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaß.9 Nach Art. 17 III sind die deutschen Gesetze 
für das Scheidungsbegehren der Frau auch dann maß­
gebend, wenn in dem Zeitpunkt, in dem die Entschei­
dung ergeht, nur die Frau die deutsche Staatsange­
hörigkeit besitzt. Stelle also die deutsche Ehefrau 
den Scheidungsantrag, so ist auf die Scheidung auch 
deutsches Recht anzuwenden. Ober die Kehrseite 
dieser Regelung ging der BGH hinweg; das Heimat­
recht der deutschen Ehefrau wurde nämlich nach 
Art. 17 III nur dann beachtet, wenn die Frau den 
Scheidungsantrag stellt, während das Recht des Man­
nes nach Art. 17 I EGBGB immer (zusätzlich oder 
allein) zur Anwendung kam, gleich ob dieser den 
Scheidungsantrag stellte. Das Heimatrecht der mit 
einem deutschen Mann verheirateten Ausländerin 
spielte in dieser Sonderregelung ~eine Rolle.10 In 
seiner neuesten Entscheidung vom 8.6.1983 hat der 
BGH nun auch diese Sonderregelung korrigiert und 
erstmals das Recht der antragstellenden Ausländerin 
bei der Scheidung von dem deutschen Ehemann be­
rücksichtigt.11 Nunmehr ist in ei:1er Ehe zwischen 
einem deutschen und einem ausländischen Ehegatten 
das Scheidungsbegehren jedes Ehegatten nach seinem 
Heimatrecht zu beurteilen. Die Scheidungsfolgen 
richten sich jedoch auch dann nach deutschem Recht, 
wenn nur der ausländische Ehegatte die Scheidung 
beantragt hat.12 

III 
Nach welchem Recht sollte nun eine Ehe geschie­

den werden, wenn keine der beiden Parteien die deut­
sche Staatsangehörigkeit besitzt? Lösungen bieten 
zahlreiche Reformvorschlägel3, zuletzt der Regie-
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rungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des In­
ternationalen Privatrechts an.14 

Nach Art. 17 - Regierungsentwurf unterliegt die 
Scheidung dem Recht, das im Zeitpunkt des Eintritts 
der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags für die 
allgemeinen Wirkungen der Ehe maßgebend ist. Zu 
den allgemeinen Ehewirkungen heißt es in Art. 14 I 
des Entwurfs: 15 

Die allgemeinen Wirkungen der Ehe unterliegen 
1. dem Recht des Staates, dem beide Ehegatten angehören 

oder während der Ehe zuletzt angehörten, wenn einer 
von ihnen diesem Staat noch angehört, sonst 

2. dem Recht des Staates, in dem beide Ehegatten ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt haben oder während der Ehe zu­
letzt hatten, wenn einer von ihnen dort noch einen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat, hilfsweise 

3. dem Recht des Staates, mit dem die Ehegatten gemein­
sam am engsten verbunden sind, insbesondere durch den 
Verlauf der ehelichen Lebensgemeischaft oder durch 
den Ort der Eheschließung. 
Es soll also in erster Linie das gemeinsame Heimat­

recht, in zweiter das Recht des gewöhnlichen Aufent­
halts, hilfsweise der Grundsatz der „engsten Verbin­
dung" gelten. Kann die Ehe nicht danach geschieden 
werden, so kommt nach Art. 17 I Satz 2 des Entwurfs 
deutsches Recht zur Anwendung, wenn der die Schei­
dung begehrende Ehegatte in diesem Zeitpunkt Deut­
scher ist oder dies bei der Eheschließung war.16 Der 
Versorgungsausgleich soll nach Art. 17 III des Ent­
wurfs u.a. stets dann durchgeführt werden, wenn ein 
Ehegatte Deutscher ist.17 

Der BGH hat für die Scheidung einer gemischt­
nationalen Ehe zwischen Ausländern einen mit dem 
Entwurf übereinstimmenden Weg betreten. Er griff 
auf eine gemeinsame frühere Staatsangehörigkeit zu­
rück; die Ehefrau hatte zeitweilig wie ihr Mann die 
österreichische Staatsangehörigkeit besessen. Der ge­
wöhnliche Aufenthalt der Parteien, der sich in 
Deutschland befand, und die Parteirolle des Eheman­
nes als Antragsteller waren hier nicht ausschlagge­
bend.18 

IV 
Im Februar dieses Jahres erklärte das Bundesver­

fassungsgericht Art. 15 I und II 1. Halbs. EGBGB 
für verfassungswidrig, weil sie gegen Art. 3 II GG ver­
stoßen.19 Das Bundesverfassungsgericht hatte bisher 
kaum Gelegenheit, sich zur Verfassungswidrigkeit 
der Kollisionsnormen zu äußern, da das EGBGB im 
allgemeinen für vorkonstitutionelles Recht gehalten 
wird, das einer Normenkontrolle nach Art. 100 GG 
nicht unterliegt.20 Eine verfassungskonforme Lö­
sung zur Bestimmung des Güterstatus bietet das Bun­
desverfassungsgericht selbst nicht an. Doch ein Blick 
auf Art. 15 des !PR-Gesetzentwurfes zeigt: auch die 
güterrechtlichen Wirkungen der Ehe sollen dem bei 
der Eheschließung für die allgemeinen Wirkungen 
der Ehe maßgebenden Recht unterliegen, sofern keine 
andere, formgültig getroffene Rechtswahl vorliegt.21 
Auch hier würde dann in erster Linie das gemeinsame 
Heimatrecht, in zweiter das Aufenthaltsrecht der 
Ehegatten gelten.22 

11 

V 
Auf den ersten Blick scheint die bevorstehende 

IPR-Reform für die ehelichen Beziehungen eine an­
gemessene Anknüpfungsleiter zu bieten, nach der 
das anwendbare Recht ohne Vorrang der Nationalität 
eines Ehegatten bestimmt werden kann. Unberück­
sichtigt bleibt jedoch, daß Frauen mit der Heirat ei­
nes Ausländers nach den Staatsangehörigkeitsgeset­
zen vieler Staaten die Staatsangehörigkeit ihres Man­
nes hinzuerwerben.23 Hier führt die Heirat zu einer 
gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Ehegatten, die 
mit der Staatsangehörigkeit des Ehemannes stets 
übereinstimmt. Die vorrangige Anknüpfung an die 
gemeinsame Staatsangehörigkeit führt damit wieder 
in vielen Fällen zum Recht des Mannes. Art. 5 I des 
IPR-Gesetzentwurfs bestimmt dazu: 

Wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person 
angehört, und gehört sie mehreren Staaten an, so ist das 
Recht desjenigen dieser Staaten anzuwenden, mit dem die 
Person am engsten verbunden ist, insbesondere durch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt oder durch den Verlauf ihres Le­
bens. Ist die Person auch Deutscher, so geht diese Rechts­
stellung vor.24 

Der Benachteiligung der Frau, die ohne einen da­
rauf gerichteten Antrag mit der Heirat die Staatsan­
gehörigkeit ihres Mannes hinzuerhält, wird also da­
durch entgegengesteuert, daß nur die effektive Staats­
angehörigkeit, d.h. diejenige, mit der die Doppelstaa­
terin am engsten verbunden ist25, für die Wahl des 
anwendbaren Rechts ausschlaggebend ist. Besitzt sie 
auch die deutsche Staatsangehörigkeit, so geht diese 
immer vor. 26 Stimmt die effektive bzw. deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht mit der Staatsangehörigkeit 
des anderen Ehegatten überein, kommt nach dem 
IPR-Gesetzentwurf das Recht der früheren gemein­
samen Staatsangehörigkeit, dann das Recht des ge­
meinsamen gewöhnlichen Aufenthalts zum Zuge. 

Indessen hilft auch diese Hervorhebung der effek­
tiven bzw. deutschen Staatsangehörigkeit nicht wei­
ter, wenn eine deutsche Staatsangehörige ihre Ehe 
mit einem Ausländer im Ausland führte. Kommt sie 
nach gescheiterter Ehe im Ausland nach Deutschland 
zurück, um sich hier niederzulassen, so wird, wenn 
sie hier die Scheidung einreicht, n~ch dem IPR-Ge­
setzentwurf das ausländische, d.h. ein für sie frem­
des und oft nachteiliges Recht anzuwenden sein, da 
sich der gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt der 
Ehegatten im Ausland befand. Etwa eine deutsche 
Staatsangehörige, die einen Staatsangehörigen mos­
lemischer Rechts- und Religionszugehörigkeit gehei­
ratet hat (etwa aus Iran, Pakistan oder Ägypten) 
kehrt allein oder mit den Kindern in die BRD zurück 
und möchte nicht nur geschieden werden, sondern 
im Zusammenhang mit der Scheidung die Folgen 
der Scheidung und vorab die Trennung geregelt ha­
ben. Da Art. 17 III EGBGB bis auf die Ausnahme in 
Art. 17 I Satz 2 des Gesetzentwurfs ersatzlos wegfal­
len soll, hätte sie nicht mehr die Möglichkeit, durch 
das Stellen des Scheidungsantrags deutsches Recht 
zur Anwendung kommen zu lassen. 
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Der !PR-Gesetzentwurf beinhaltet also gegenüber 
der heute geltenden Regelung einen Nachteil für die­
jenigen deutschen Frauen, die mit einem Mann an­
derer Nationalität verheiratet sind und den letzten 
gemeinsamen ehelichen Aufenthalt im Ausland hat­
ten, weil sie die Möglichkeit verlieren, ein Scheidungs­
verfahren in der BRD einzuleiten, in dem deutsches 
Recht angewendet wird. 

Oder nehmen wir die Fälle, in denen Eheleute 
mit gemeinsamer ausländischer Staatsangehörigkeit 
in die Bundesrepublik kommen, um sich hier für im­
mer niederzulassen. Erwirbt einer der Ehegatten 
noch vor Rechtshängigkeit des Scheidungsverfahrens 
die deutsche Staatsangehörigkeit und lebten die Ehe­
leute während ihrer Ehe bereits überwiegend in der 
Bundesrepublik, so müßte die Scheidung dennoch 
ausländischem Recht unterstellt werden, da nach 
dem !PR-Gesetzentwurf vorrangig auf die frühere 
gemeinsame Staatsangehörigkeit abgestellt wird.27 
Auch hier fragt sich, ob eine ausländische Rechtsord­
nung herangezogen werden soll, die für das zukünf­
tige Leben der scheid ungswilligen Partei kaum noch 
Bedeutung hat. 

Es ist m.E. nach gescheiterter Ehe nicht mehr ge­
rechtfertigt, für die Scheidung am Recht des Staates, 
dem die Ehegatten früher einmal gemeinsam ange­
hörten oder in dem sie den letzten ehelichen Wohn­
sitz hatten, festzuhalten und dabei die inländische 
Staatsangehörigkeit und den Aufenthalt zum Zeit­
punkt des Scheidungsverfahrens für die Frage nach 
dem anwendbaren Recht völlig außer Acht zu lassen. 
Wie oben dargestellt, tendiert der BGH in seiner 
Rechtsprechung dazu, auf Scheidung und Scheidungs­
folgen deutsches Recht anzuwenden, wenn ein Ehe­
gatte die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Diese 
Praxis bietet Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten 
und Gerichten eine große Erleichterung, sie birgt je­
doch die Gefahr, daß deutsche Scheidungsurteile 
wegen Mißachtung der Gesetze des ausländischen 
Staats, dem der andere Ehegatte angehört, nicht an­
erkannt werden.28 

Dennoch sollte auch im neuen !PR-Gesetz bei in­
ländischer Staatsangehörigkeit einer Partei die Mög­
lichkeit zur Anwendung deutschen Rechts geschaf­
fen werden. Gerade für Frauen, die oft in ausländi­
schen Rechtsordnungen rechtlich erheblich benach­
teiligt werden (abgesehen von ihrer faktischen Be­
nachteiligung), ist eine ergänzende Regelung drin­
gend notwendig, mit der verhindert wird, daß ihnen 
die Rechte, die ihnen nach ihrem Heimatstaat zu­
stehen, entzogen werden. Andernfalls werden sich 
die betroffenen Frauen und deren Prozeßbevoll­
mächtigte darauf einrichten müssen, in Fällen der 
geschlechtsspezifischen Benachteiligung durch aus­
ländisches Recht einen Verstoß gegen den inländi­
schen ordre public zu rügen. 
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23 Vgl. Dutoit u.a., La nationalite de la femme mariee, Bd. 

1-3 (Genf 1973ff.); Bergmann/Fe 1id, Internationales 
Ehe- und Kindschaftsrecht (Loseblattausgabe, Stand: 
1.10.1981). 

25 Palandt(-Heldrich), Bürgerliches Gesetzbuch (42. Aufl. 
1983) Vorbern. v. Art. 7 EG BGB, Anm. 7 a) bb). 

26 Kritisch zur Bevorzugung der deutschen Staatsangehö­
rigkeit: Sonnenberge, in Münchener Kommentar, Band 7 

_ (1983) Einl. Rz. 429 m.w.N. 
2 7 Art. 1 7 1. i. V. mit Art. 14 I des IP R-Gesetzentwurfs. 
28 Diese Gefahr läßt nach; vgl. zur Anerkennung deutscher 

Scheidungsurteile im Ausland: Rahm (Hrsg.) /Breuer, 
Handbuch des Familiengerichtsverfahrens (Loseblattaus­
gabe 1978ff.) Kap. VIII Rz. 84ff. 
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